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Die britischen Konservativen wollen das 
Ziel fallen lassen, das Vereinigte König-
reich bis 2050 klimaneutral zu machen. 
Das Netto-Null-Ziel (Net Zero) für  CO2-
Emissionen sei „abstrakt“ und könne 
nicht punktgenau erreicht werden, sagte 
die Parteivorsitzende und Oppositions-
führerin Kemi Badenoch in einer Rede in 
London. Sie wollte keine alternative Jah-
reszahl nennen, dies sei „aus der Luft ge-
griffen“. Zwar glaube sie an den men-
schengemachten Klimawandel, sei aber 
immer eine Net-Zero-Skeptikerin gewe-
sen, sagte Badenoch kurz vor Beginn des 
Tory-Parteitags kommende Woche. Es 
müsse eine billigere Lösung gefunden 
werden für eine saubere und sichere 
Energieversorgung. Die frühere Tory-
Premierministerin Theresa May, in deren 
Amtszeit das 2050-Ziel vor sechs Jahren 
gesetzlich verankert wurde, nannte die 
Kehrtwende einen „katastrophalen Feh-
ler“. Sie sei „tief enttäuscht über diesen 
rückwärtsgewandten Schritt“, der den 
Konsens zwischen den wichtigsten Par-

teien und der Wissenschaftsgemeinde 
auflöse, sagte May. Auch Labours Ener-
gie- und Klimaminister Ed Miliband 
warnt vor einer Kehrtwende. Er hat die 
Erschließung neuer Öl- und Gasfelder 
verboten und will die Energiewende hin 
zu Windkraft oder Solar beschleunigen. 
Dies würde Arbeitsplätze schaffen. Aller-
dings gibt es auch aus dem Gewerk-
schaftslager kritische Stimmen zu Mili-
bands Net-Zero-Politik.

Die im vergangenen Jahr abgewähl-
ten Konservativen versuchen mit ihrer 
Net-Zero-Kehrtwende Wähler von Nigel 
Farages rechtspopulistischer Partei Re-
form UK zurückzugewinnen. Laut Mei-
nungsumfragen liegt Reform UK auf 
Platz eins, deutlich vor der regierenden 
Labourpartei. Farage fordert, sämtliche 
Net-Zero-Ziele abzuschaffen, da diese 
unbezahlbar seien, und verspricht, ver-
stärkt Öl und Gas in der Nordsee zu för-
dern. Badenochs Konservative wollen 
die Ölförderung in der Nordsee „maxi-
mieren“.  ppl.

 Abkehr vom Klimaziel 2050
Britische Konservative: Nicht punktgenau erreichbar

des Bundes (GTAI) in São Paulo. In vie-
len Sektoren sieht Rose jedoch großes 
Po tential für die deutsche Exportwirt-
schaft und deutsche Unternehmen vor 
Ort, gerade im Bereich der Rohstoffe. 
Für deutsche Zulieferer für Agrar- und 
Forstwirtschaft, Bergbau und den Öl- 
und Gassektor sei die Region ein sehr 
wich tiger Exportmarkt, sagt Rose. 
Außerdem sieht sie große Chancen im 
Bereich der erneuerbaren Energien und 
der Umwelttechnologien, da die Länder 
„ihre bereits sehr grüne Energieversor-
gung nutzen und sich als nachhaltige 
Produktionsstandorte profilieren“ woll-
ten. Auch als Produzent kritischer Roh-
stoffe von Kupfer und Lithium bis zu grü-
nem Wasserstoff und seltenen Erden ist 
die Region von strategischer Bedeutung.

Die US-Zollpolitik und die damit ver-
bundene Unsicherheit zwingen Europa, 
nach Alternativen zu suchen. Die Vortei-
le des vor mehr als 20 Jahren angestoße-
nen Freihandelsabkommens mit dem 
Mercosur-Block –  Brasilien, Argentinien, 
Paraguay und Uruguay – werden damit 
offensichtlich. Das Abkommen, das 
einen der größten Wirtschaftsräume der 
Welt schaffen würde, könnte möglicher-
weise noch in diesem Jahr die entschei-
dende Hürde nehmen.  Für die deutsche 
Wirtschaft und viele Unternehmen wäre 
das Abkommen ein „Gamechanger“, 
sagt Rafael Haddad, der Geschäftsführer 
des Lateinamerika-Ausschusses der 
Deutschen Wirtschaft (LADW). Die 
deutsche Industrie sei exportabhängig. 

Ein Freihandelsabkommen würde wich-
tige Impulse geben. 

Das Abkommen würde laut Haddad 
nicht nur die schon stark vertretenen 
Sektoren wie die Maschinenbauer stär-
ken und wettbewerbsfähiger machen, 
sondern mittelfristig auch neue Märkte 
öffnen, nicht nur im Mercosur-Raum, 
sondern in der gesamten Region. Had-
dad nennt als Beispiele den Dienstleis-
tungssektor und auch die öffentlichen 
Aufträge, die in Südamerika mit einem 
jährlichen Volumen von 300 Milliarden 
Euro ein enormes Potential darstellen. 
Deutsche Unternehmen hätten interna-
tional ein gutes Image. Die meisten sei-
en zudem schon präsent in Lateinameri-
ka. Auch aus strategischer Sicht wäre 
eine vertiefte Partnerschaft wichtig, um 
beispielsweise den Zugang zu kritischen 
Rohstoffen zu sichern. „Die EU hat nicht 
viele Angebote“, sagt Haddad. 

Rödl-Fachmann Klose beschreibt das 
Abkommen als  „historisches Zeitfens-
ter für den europäischen Mittelstand“. 
Eine Senkung der Zölle mache europäi-
sche Produkte wettbewerbsfähiger, was 
den Konsumentenmarkt im Mercosur-
Raum für innovative Unternehmen und 
Weltmarktführer so greifbar mache wie 
nie zuvor. „Gerade kleine und mittlere 
Un ternehmen aus Europa profitieren 
von diesem Abkommen, da die hohen 
Bar rieren für den Markteintritt abge-
baut werden.“

Alle Probleme und Risiken der süd-
amerikanischen Märkte wären auch 

mit dem Abkommen nicht ausgeräumt. 
Brasilien kämpft mit einer wachsenden 
Staatsverschuldung. Um die Inflation 
im Griff zu behalten, reagiert die Zent-
ralbank mit Zinserhöhungen. Mit 
einem Leitzins von 15 Prozent zählen 
die Kapitalkosten zu den höchsten auf 
der ganzen Welt. Das Szenario in Ar-
gentinien ist weiter von der Unsicher-
heit geprägt. Hinzu kommt, dass das 
Abkommen auch nach Abschluss nicht 
von heute auf morgen umgesetzt wird. 
Bei vielen Warengruppen gebe es 
Übergangsfristen, erklärt Rose. „Kurz-
fristig sind die Auswirkungen auf die 
deutsche Wirtschaft daher begrenzt.“ 
Doch das Abkommen ermögliche Vor-
hersehbarkeit und verschaffe europäi-
schen Produkten einen Wettbewerbs-
vorteil ge genüber Importen aus China, 
den USA und anderen Ländern, sagt 
Rose. 

Auch Ringspann würde als Exporteur 
vom Freihandelsabkommen mit dem 
Mercosur profitieren. Doch darauf dür-
fe man nicht setzen, sagt Klaus Hepp, 
der das Geschäft in Brasilien führt und 
eine langjährige Erfahrung in Latein-
amerika mitbringt. Die Qualität, die 
man biete, sei hier sehr gefragt. Um sich 
gegen die Konkurrenz durchzusetzen, 
müsse man  einen besseren Service bie-
ten und die Logistik vereinfachen. „Bra-
silien und die gesamte Region ist ein 
unverzichtbarer Absatzmarkt. Doch es 
braucht Mut und einen langen Atem – 
mit oder ohne Freihandelsabkommen.“

I
n einer Halle in Vinhedo, einer 
Kleinstadt knapp 100 Kilometer 
entfernt von São Paulo, mischt 
sich der Duft von gegrilltem 

Fleisch mit brasilianischer Musik. Die 
Feier gilt der Eröffnung der Brasilien-
Niederlassung von Ringspann. Das 
Unternehmen mit Sitz in Bad Hom-
burg, das sich auf die Produktion von 
Industriebremsen, Kupplungen und 
Freiläufen spezialisiert hat, beliefert in 
Brasilien eine ganze Reihe von Kun-
den, vor allem im Bergbau- und Agrar-
sektor. „Wir wissen schon lange, dass 
wir in Bra silien selbst präsent sein 
müssen“, sagt Geschäftsführer Fabian 
Maurer in einer Videoübertragung. 
Nach zwei gescheiterten Firmenüber-
nahmen hat das mittelständische 
Unternehmen im vergangenen Jahr be-
schlossen, eine eigene Niederlassung in 
Brasilien aufzubauen. Der nächste 
Schritt sei die Suche nach Partnern für 
die Produktion in Brasilien.

Ringspann gesellt sich zu rund 1500 
anderen deutschen Unternehmen in Bra-
silien. Die größte Volkswirtschaft Latein-
amerikas mit mehr als 200 Millionen 
Konsumenten ist divers, bietet Markt-
chancen in etlichen Sektoren, von Berg-
bau und In frastruktur bis Fintech und 
Zahnmedizin. An Brasilien komme man 
nicht vorbei, sagen deutsche Unterneh-
mer vor Ort.  Brasilien ist auf den Wachs-
tumskurs zurückgekehrt, mit einem 
Durchschnittswachstum von mehr drei 
Prozent in den vergangenen vier Jahren. 
2025 dürfte Brasilien trotz Strafzöllen 
von 50 Prozent auf Exporte in die USA 
rund 2,3 Prozent wachsen, was dem re-
gionalen Durchschnitt Lateinamerikas 
entspricht.  Die Umsätze deutscher 
Unternehmen in Brasilien wachsen. Laut 
einer Erhebung der Unternehmensbera-
tung PWC erwarten vier von fünf Fir-
menchefs deutscher Unternehmen in 
Brasili en, dass sich der Wachstumskurs 
fortsetzt. Unternehmensberater erfreuen 
sich einer steigenden Nachfrage. 

Brasilien sei immer ein sicherer Hafen 
für die deutsche Wirtschaft gewesen, sagt 
Philipp Klose, der das Südamerikage-
schäft des Prüfungs- und Beratungsun -
ternehmens Rödl & Partner leitet. Es bie-
te einen großen und stabilen Markt und 
sei nicht von Konflikten betroffen. Hinzu 
komme die kulturelle Nähe zwischen 
Südamerika und Europa. Klose glaubt, 
dass die Bedeutung Südamerikas im Zu-
ge der steigenden Unsicherheit durch die 
US-Abschottungspolitik weiter steigen 
wird. Die Welt verändere sich, und das 
müsse ein Umdenken auslösen, sagt Klo-
se. „Es braucht Alternativen zu den USA 
und zu China. Das bringt auch Chancen, 
gerade hier in Brasilien und Südameri-
ka.“ Wenngleich viele Unternehmen 
weiterhin vor allem nach Asien schauen, 
glauben laut einer Konjunkturumfrage 
der Deutschen Industrie- und Handels-
kammer 21 der befragten deutschen Un -
ternehmen, dass Lateinamerika an Be-
deutung gewinnen wird.

2024 hatten deutsche Unternehmen in 
Brasilien und anderen Ländern der Re-
gion umfassende Investitionen angekün-
digt und getätigt. In diesem Jahr habe 
sich die Stimmung abgekühlt, sagt Gloria 
Rose von der Außenwirtschaftsagentur 

Auf der Suche nach 
alternativen Märkten und 
Handelspartnern rückt 
Südamerika immer 
stärker in den Fokus. 

Von Tjerk Brühwiller, 

São Paulo

Verlockendes Brasilien 

Aufwärts: Die brasilianische  Finanzmetropole Sao Paulo steht für das wirtschaftliche Potential Südamerikas. Foto Reuters

D
eutschland hat ein Problem mit 
der  Altersvorsorge. Die umlage -
finanzierte Rente gerät durch den 

demographischen Wandel unter Druck, 
die private Vorsorge steckt in der Sackgas-
se. Die Riester-Rente, als Reformprojekt 
gefeiert, ist zum Synonym für niedrige 
Renditen, hohe Kosten und Bürokratie ge-
worden. Nur 40 Prozent der Anspruchsbe-
rechtigten haben überhaupt einen Vertrag, 
ein Viertel davon wird nicht mehr bedient. 
Diese Zahlen zeigen, dass die Bürgerinnen 
und Bürger kein Vertrauen in kapitalge-
deckte Vorsorge mit staatlich gesetzten 
Rahmenbedingungen entwickelt haben. 

Zwar sparen die Deutschen viel, aber 
ineffizient. Über ein Drittel ihres Geld -
vermögens halten sie in Form von unver-
zinstem Bargeld oder renditeschwachen 
Bankeinlagen und Sparprodukten. Gera-
de Haushalte mit geringem Einkommen 
bauen so kaum Vermögen auf. Wer dage -
gen in Aktien und Fonds investiert, profi-
tiert langfristig von hohen Renditen und 
trägt bei einer breiten Streuung nur ein ge-
ringes Risiko. Diesen Ansatz verfolgt die 
von der Bundesregierung geplante Früh-
start-Rente. Für jedes Kind sollen vom 

6. bis zum 18. Lebensjahr monatlich zehn 
Euro am Kapitalmarkt angelegt werden. 
Das klingt nach wenig, kann aber große 
Wirkung entfalten. Dies gelingt, wenn die 
Frühstart-Rente Lerneffekte hat und An-
schluss bekommt an ein neues, für alle zu-
gängliches gefördertes Altersvorsorge -
depot. Dafür gibt es unterschiedliche Ge-
staltungsoptionen, zu denen hier konkrete 
Vorschläge gemacht werden.

Klare Strukturen 
statt Produktdschungel

Die Produktauswahl für ein solches Alters-
vorsorgedepot muss eine hohe Rendite bei 
begrenztem Risiko gewährleisten. Geeig-
net sind insbesondere Aktienfonds mit ge-
wisser Mindeststreuung und Liquidität, 
die in handelbare Wertpapiere investieren 
(OGAW-Fonds). Auch Fonds mit nicht-
börsennotierten Anlagen (ELTIFs) könn-
ten zugelassen werden. Einzelaktien eig-
nen sich mangels Diversifizierung für die 
meisten Personen nicht als Altersvorsorge 
und sollten daher nicht gefördert werden.

Gleichzeitig muss die Produktauswahl 
überschaubar bleiben. In der EU gibt es 

über 15.000 OGAW-Fonds für Privat -
kunden. Die Auswahl der förderfähigen 
Fonds sollte daher gezielt eingeschränkt 
werden. Denn eine zu große Vielfalt an 
Fonds erschwert Vergleiche und über -
fordert viele Sparerin-
nen und Sparer. 
Schweden hat diese 
Erfahrung gemacht: 
Ein breiter Zertifizie-
rungsprozess führte 
nach Einführung der 
schwedischen Prä-
mienrente zunächst zu 
einer unüberschauba-
ren Auswahl und aggressiven Vertriebs-
praktiken. 

Finanzskandale erzeugten einen mas -
siven Vertrauensverlust. Erst die Umstel-
lung auf ein struktu riertes Beschaffungs -
modell durch eine neu gegründete Fonds-
auswahlbehörde im Jahr 2022 sorgt dafür, 
dass sich die Zahl der Fonds von bis zu 800 
auf etwa 150 spürbar reduziert, die Quali-
tät steigt und die Fondsgebühren um etwa 
50 Prozent sinken. Deutschland sollte von 
den schwedischen Erfahrungen lernen 
und die Auswahl der Fonds für Altersvor-

sorgedepot und Frühstart-Rente nach 
dem gleichen Prinzip organisieren. 

Kern des Altersvorsorgedepots sollte 
ein einfach strukturiertes Standard -
produkt sein. In Schweden hat sich ein 

staatlich verwaltetes 
Standardprodukt im 
Wettbewerb mit privat 
angebotenen Fonds 
bewährt. Das Stan-
dardprodukt eignet 
sich für einen Ab-
schluss online und oh-
ne Beratung. Es sollte 
aus rendite stärkeren 

Fonds (OGAW-Risikoklassen 4–5) und ri-
sikoärmeren Fonds (OGAW-Risikoklas-
sen 1–2) bestehen, wobei sich die Zusam-
mensetzung im Rahmen eines Lebenszyk-
lusmodells anpasst. Bis zu einem Alter 
von beispielsweise 50 Jahren besteht das 
Standardprodukt nur aus renditestärkeren 
Fonds. Bis zum Renteneintritt wird zu-
nehmend in Richtung risikoärmerer 
Fonds umgeschichtet. Das ermöglicht 
Rendite und schafft gleichzeitig Sicherheit 
– ohne teure Garantien wie bei Riester. Si-
mulationen des Instituts ZEW zeigen: Nur 

in fünf von hundert Fällen schneidet ein 
risikoloser Sparplan über 45 Jahre besser 
ab als ein breit gestreutes Aktienportfolio 
mit Lebenszyklus-Komponente.

Über die Auszahlungsmodalitäten 
sollten Altersvorsorgende erst kurz vor 
Renteneintritt entscheiden müssen. Eine 
hohe Flexibilität anstatt einer verpflich -
tenden Verrentung ist ideal. Stattdessen 
sollten auch größere Teilauszahlungen 
erlaubt sein, etwa für die Schuldentil-
gung oder den altersgerechten Umbau 
einer Im mobilie. So könnten die Men-
schen, die vorsorgen, in ihrem Depot 
Vermögen ansparen, auf das sie Eigen-
tumsansprüche haben, die auch vererbt 
werden können. 

Frühstart-Rente als Türöffner

Die Neuregelung muss sinnvoll an die 
Frühstart-Rente andocken. Die Fondsaus-
wahl bei der Frühstart-Rente sollte den 
renditestarken Fonds aus dem Standard-
produkt des Altersvorsorgedepots ent-
sprechen. So kann die Frühstart-Rente 
sinnvoll Bestandteil des Lebenszyklus-
Modells vom Kindesalter über die Er-

werbsphase bis in den Ruhestand werden. 
Ein Bruch beim Erreichen des 18. Lebens-
jahres oder die Notwendigkeit, zwei unter-
schiedliche Verträge abzuschließen, stei-
gern dagegen die Komplexität und führen 
zu überflüssiger Bürokratie.

Die Frühstart-Rente ist nicht nur 
Selbstzweck, sondern Türöffner. Zeit-
gleich sollte das neue förderfähige Al ters -
vorsorgedepot eingeführt werden. Be-
stehende Riester-Verträge sollten sich auf 
freiwilliger Basis friktionslos in das neue 
System überführen lassen. So kann 
Deutschland das Vertrauen in geförderte 
Vorsorge zurückgewinnen, breiten Bevöl-
kerungsschichten Vermögensaufbau er-
möglichen – und endlich eine echte Kapi-
talmarktkultur entwickeln.
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Ein Altersvorsorgedepot für alle: Schlüssel zum Neustart der privaten Alterssicherung
Von Ulrike Malmendier, Claudia Schaffranka, Milena Schwarz, Martin Werding

Die Riester-Rente ist 
gescheitert –  Zeit für 

ein neues förderfähiges 
Altersvorsorgedepot.

Herr Brötel, die Vorstandsvorsitzende der 
Bundesagentur für Ar beit (BA), Andrea 
Nahles,  will den Kommunen die Verwal-
tung der  Sozialleistung Wohngeld abneh-
men. Sie schlägt vor, das Wohngeld über 
die Familienkasse der BA zusammen mit 
dem Kinderzuschlag aus einer Hand an-
zubieten. Wie finden Sie diesen Entlas-
tungsvorschlag? 
Dieser Vorschlag ist nicht zu Ende ge-
dacht. Er würde schon deshalb nicht viel 
helfen, weil sich die Idee der BA aus-
drücklich nur auf diejenigen Wohngeld-
haushalte bezieht, die ohnehin in den 
Systemen der Familienkassen erfasst 
sind, die also schon den Kinderzuschlag 
erhalten. Das sind aber nicht alle Wohn-
geldhaushalte. Wir bekämen damit noch 
eine Parallelstruktur mehr: Familienkas-
sen auf der einen und bisherige Wohn-
geldstellen auf der anderen Seite. Die 
Konsequenz wäre, dass das Wohngeld 
dann von zwei verschiedenen Behörden 
bearbeitet und ausgezahlt werden müss-
te. Zumal es Wohngeldstellen flächende-
ckend und mit kurzen Wegen gibt. Fami-
lienkassen sind deutlich dünner gesät. 

Sie sehen gar keine Vorteile darin? 
Der Vorschlag würde die Kommunen fi-
nanziell nicht entlasten, denn die reinen 
Wohngeldausgaben werden schon heute 
vom Bund und den Ländern je hälftig refi-
nanziert. Das Einzige, was dadurch auf 
der kommunalen Ebene wegfiele, wären 
vergleichsweise geringe Personal- und 
Sachkosten. 

Erwerbstätige Geringverdiener hätten 
im Sozialstaat eine Anlaufstelle weniger.  
Finden Sie das denn nicht einmal im An-
satz vernünftig? 
 Ja, aber ich würde noch einen Schritt wei-
tergehen. Ein Zusammenfassen von So-
zialleistungen ist zwingend notwendig. So 
wie wir momentan aufgestellt sind, ist es 
viel zu komplex und überbürokratisiert. 
Darunter leiden die Menschen genauso 
wie die Verwaltung. In einem ersten 
Schritt brauchen wir deshalb sehr viel ein-
fachere und digitalisierbare Gesetze. Und 
mindestens genauso wichtig ist es, endlich 
die Schnittstellen zwischen dem Wohn-
geld auf der einen Seite und den Unter-
kunftskosten im Bürgergeld auf der ande-
ren Seite zu bereinigen. Konkret heißt das: 
Wohngeld und Kinderzuschlag müssen in 
das Bürgergeld integriert werden. Die 

Menschen hätten davon keinerlei Nachteil, 
im Gegenteil. Sie würden von der Höhe 
her dieselbe Leistung erhalten wie heute, 
dann aber wirklich aus einer Hand.

Was ist an diesem Ansatz so viel besser, 
dass der Nahles-Vorschlag aus Ihrer 
Sicht von vornherein durchfällt? 
Aus drei mach eins, und das auf kurzen 
Wegen. Ein Beispiel: Den Kinderzu-
schlag gibt es doch nur, um Familien, die 
knapp über Bürgergeldniveau verdienen, 
den Gang zum Jobcenter zu ersparen. 
Man hat also eine neue Sozialleistung nur 
erfunden, um eine andere nicht in An-
spruch nehmen zu müssen. Das ist eine 
Denke, die so nicht mehr in die Zeit 
passt. Deshalb: Weg mit Wohngeld und 
Kinderzuschlag und hin zu einer einzigen 
Unterstützung aus einer Hand. Das wäre 
eine echte Vereinfachung.

Wohngeld und Kinderzuschlag würden 
also faktisch abgeschafft. Kämen dann 
im Ergebnis nicht insgesamt deutlich 
mehr Menschen ins Bürgergeld? 
Exakt so ist es. Alle Menschen, die heute 
Bürgergeld, Wohngeld oder einen Kin-
derzuschlag beziehen, kämen dann ein-
heitlich ins Bürgergeld. Bislang ist es so, 
dass viele Menschen Monat für Monat je 
nach ihrem Arbeitseinkommen zwischen 
Bürgergeld und Wohngeld plus Kinder-
zuschlag hin- und herwechseln. Dieser 
permanente Wechsel führt teilweise zu 
kuriosen Situationen. Ich denke dabei an 
geradezu paradoxe Anreize für zusätzli-
ches Arbeitseinkommen, weil ein höhe-
rer Verdienst durch Arbeit mitunter so-
gar dazu führt, dass das Haushaltsein-
kommen sinkt. Wem soll man so etwas 
denn noch erklären?

Über all das berät derzeit die Sozial-
staatskommission der Bundesregierung. 
Was müsste diese leisten, damit sie als 
erfolgreich gelten kann? 
Der Erwartungsdruck ist groß, und die zu 
lösenden Probleme sind riesig. Wenn ich 
mir etwas wünschen dürfte, dann, dass 
die Kommission die nötige Zeit bekommt, 
um dicke Bretter zu boh ren. Gut durch-
dachte, praxistaugliche und umsetzbare 
Vorschläge sind besser als Scheinlösun-
gen. Wir brauchen echte Antworten auf 
die drängenden Fragen unserer Zeit. 

Die Fragen stellte Dietrich Creutzburg.

„Der Nahles-Vorschlag ist 
nicht zu Ende gedacht“ 
Achim Brötel, Präsident des Landkreistags, über ein 
Zusammenlegen von Wohngeld und Kinderzuschlag 


